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16. Jahrgang Herausgegeben vom Bürgermeister der Stadt Tönisvorst Donnerstag, 14. Januar 2010 Nr. 2 

INHALT 

Amtlicher Teil 

Amtliche Bekanntmachung des Wasser- und 
Bodenverbandes Gelderner Fleuth: Beitrags-
listen für das Rechnungsjahr 2010 

S. 3 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst: Plan­
feststellungsverfahren für den Umbau des 
Knotens L 379 / K 13 / Gemeindestraße zu 
einem Kreisverkehrsplatz einschließlich Um­
bau der L 379 von Bau-km 0+080 bis Bau-km 
0+330 und Umbau der K 13 / Gemeindestraße 
von Bau-km 0+080 bis Bau-km 0+295 
In der Gemarkung Vorst der Stadt Tönisvorst 

S. 4 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst
1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
örtliche Bauvorschriften gemäß § 86 BauO 
NRW für den Bereich des Bebauungsplanes 
Tö-19a "Sanierung Ortskern St. Tönis – Südl. 
Rathausplatz" im Stadtteil St. Tönis 

S. 5 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst
1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
örtliche Bauvorschriften gemäß § 86 BauO 
NRW für den Bereich des Bebauungsplanes 
Tö-19b "Sanierung Ortskern St. Tönis – 
Nördl. Rathausplatz" im Stadtteil St. Tönis 

S. 6 

Satzung über die Erhebung von Vergnügungs­
steuer in der Stadt Tönisvorst (Vergnügungs­
steuersatzung) vom 21.12.2009 

S. 7 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 
Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-49 "Fa­
sanenstraße/Laschenhütte", Stadtteil St. Tönis, 
hier: Satzungsbeschluss 

S. 12 

Einladung zu der 3. Sitzung des Rates der S. 14 
Stadt am Donnerstag, 28. Januar 2010, 18:00 
Uhr, Rathaus St. Tönis, Sitzungssaal, Hoch­
straße 20 a, 47918 Tönisvorst 

Nichtamtlicher Teil 

Impressum und Bestellschein S. 15 

Amtlicher Teil: 

Amtliche Bekanntmachung 

Beitragslisten für das Rechnungsjahr 2010 


Die Auslegung der Beitragslisten wird hiermit gemäß § 42 
der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Gelderner 
Fleuth öffentlich bekannt gemacht. 
Die Beitragslisten für das Rechnungsjahr 2010 liegen 
gemäß § 35 der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
Gelderner Fleuth in der Geschäftsstelle des Verbandes, 
Industriestr. 16, 47647 Kerken in der Zeit vom 01.02.2010 
bis 01.03.2019 zur Einsicht durch die Verbandsmitglieder 
aus, und zwar montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 
11.00 Uhr. (telefonische Absprache unter 02833/2166). 
Hinweis gemäß § 35, Abs. 2 der Satzung: 
Gegen die Beitragslisten, die für sofort vollziehbar erklärt 
werden, kann in der Zeit vom 02.03.2010 bis 02.04.2010 
Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsge­
richt in 40213 Düsseldorf, Bastionsstraße 39 schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts­
stelle des Verwaltungsgerichts zu erheben. 
Die Klage hat nach § 80 Abs. 2, Nr.1 der Verwaltungsge­
richtsordnung vom 19.03.1991 (BGBI. I S.686) in gelten­
der Fassung keine aufschiebende Wirkung und entbindet 
nicht von der fristgerechten Zahlung. Auf Ihren Antrag 
kann das Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Basti­
onsstraße, die aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder 
teilweise anordnen. 

Die Hauptschneidezeiten der Wasserläufe innerhalb des 
Verbandsgebietes liegen in den Monaten Juni bis Novem­
ber. Es wird darauf hingewiesen, dass Weidezäune und 
Ackerfurchen nach der Satzung des Verbandes einen Min­
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destabstand ab Böschungsoberkante von einem Meter 
aufweisen müssen. Bei anderen Zäunen ist die Satzung zu 
beachten. Die Eigentümer der an die Gewässer angrenzen­
den Grundstücke haben das Ablagern des Schneidgutes 
und des Grabenauswurfes auf ihren Grundstücken zu dul­
den und es bei Erfordernis zu beseitigen. Weidepumpen 
und Elektrogeräte sollten den genügenden Abstand zur 
Böschungsoberkante aufweisen und müssen gekenn­
zeichnet sein. 

47647 Kerken, 
14.01.2010 
Wasser- und Bodenverband Gelderner Fleuth 
Der Verbandsvorsteher gez. Heinz Hammans 

Tönisvorster Amtsblatt Jhrg. 16/Nr. 2/S. 3 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 

Planfeststellungsverfahren für den Umbau des Knotens 
L 379 / K 13 / Gemeindestraße zu einem Kreisver­
kehrsplatz einschließlich Umbau der L 379 von Bau-
km 0+080 bis Bau-km 0+330 und Umbau der K 13 / 
Gemeindestraße von Bau-km 0+080 bis Bau-km 0+295 

In der Gemarkung Vorst der Stadt Tönisvorst 

Die Planung schließt die notwendigen Folgemaßnahmen 
an Verkehrswegen und Anlagen Dritter ein. 

Anhörungsverfahren 

Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen – 
Regionalniederlassung Niederrhein- (Straßenbaubehörde) 
hat für das o.a. Bauvorhaben die Durchführung des Plan­
feststellungsverfahrens beantragt. Für das Bauvorhaben 
werden Grundstücke in der Gemarkung Vorst (Flur 22 und 
23) beansprucht. 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der 
Zeit vom 

21. Januar 2010 bis einschließlich 23. Februar 2010 
mit Ausnahme des 11. Februar 2010 

im Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Straße 8, Zim­
mer 3 und 4, während der Dienststunden, 

montags bis donnerstags von 
08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie freitags von 
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschut­
zes keine Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürlicher 
Personen; Name und Anschrift der Eigentümer der betrof­
fenen Grundstücke werden beispielsweise nicht genannt. 

In den Planunterlagen werden die betroffenen Grundstücke 
nur mit Katasterangaben bezeichnet. 

1.	 Jeder kann bis spätestens vier Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist, das ist bis zum 23. März 2010 
(einschließlich), bei der Bezirksregierung Düssel­
dorf als Anhörungsbehörde (Postanschrift: Cecilie­
nallee 2, 40474 Düsseldorf, Dienstgebäude – 
Außenstelle-: Dezernat 25, Am Bonneshof 35, 
40474 Düsseldorf zum Aktenzeichen 25.04.01.02­
02/08) oder bei der Stadtverwaltung Tönisvorst, 
Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, 
Zimmer 3 und 4 Einwendungen gegen den Plan 
schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Ein­
wendung muss den geltend gemachten Belang und 
das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen aus­
geschlossen (§ 39 Abs. 3 a Satz 1 Straßen- und 
Wegegesetz StrWG). 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeich­
ner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übri­
gen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt blei­
ben. 

2.	 Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in 
einem Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt 
gemacht wird. 

Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben 
haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der 
Vertreter, werden von dem Termin gesondert be­
nachrichtigt. 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh­
men, so können sie durch öffentliche Bekanntma­
chung ersetzt werden. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächti­
gung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu­
weisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte­
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Er­
örterungstermins beendet. Der Erörterungstermin 
ist nicht öffentlich. 

3.	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe­
bung von Einwendungen, Teilnahme am Erörte­
rungstermin oder Vertreterbestellung entstehende 
Kosten werden nicht erstattet. 

4. 	Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 
der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei­
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, 
sondern in einem gesonderten Entschädigungsver­
fahren behandelt. 
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5.	 Über die Einwendungen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungs­
behörde entschieden. Die Zustellung der Entschei­
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzuneh­
men sind. 

6.	 Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die 
Anbaubeschränkungen nach § 25 StrWG und die 
Veränderungssperre nach § 40 Abs. 1 StrWG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt 
dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht 
an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 40 Abs. 
4 StrWG). 

Tönisvorst, den 11.01.2010 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 

gez. Viethen 
Fachbereichsleiter 

Tönisvorster Amtsblatt Jhrg. 16/Nr. 2/S. 4 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über örtliche 
Bauvorschriften gemäß § 86 BauO NRW für den Be­
reich des Bebauungsplanes Tö-19a "Sanierung Orts­
kern St. Tönis – Südl. Rathausplatz" im Stadtteil St. 
Tönis 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat aufgrund der §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NW S. 666(/SGV NW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des Gesetzes 
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), in der z. Zt. gelten­
den Fassung, in Verbindung mit § 86 der Bauordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - 
(BauO NRW) vom 01.03.2000 (GVBl. S. 256), in der z. 
Zt. geltenden Fassung in seiner Sitzung am 17.12.2009 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1

Örtliche Bauvorschriften textlicher Art 


Die bestehende Satzung über örtliche Bauvorschriften 
wird wie folgt geändert: 

"Werbeanlagen, Werbeautomaten" der bestehenden 
Satzung wird gestrichen und erhält folgende Fassung: 

Werbeanlagen und Warenautomaten 

Allgemeine Vorschriften 

1.1 	 Werbeanlagen haben sich hinsichtlich der Gestal­
tung und der Maßstäblichkeit in die Architektur 
des Gebäudes und in das Ortsbild einzufügen. Sie 
müssen sich nach Größe und Gestaltung den 
Bauwerken unterordnen und dürfen gestalterisch 
wichtige Fassadengliederungen nicht verdecken 
oder in ihrer Wirkung beeinträchtigen. 

1.2	 Werbeanlagen, die ihrer Zweckbestimmung nicht 
mehr dienen, sind einschließlich aller Befesti­
gungsteile zu entfernen. 

1.3	 Schaufenster, sonstige Fenster und Glastüren 
dürfen maximal bis zu 30% zugeklebt, zugestri­
chen oder zugedeckt werden. 

1.4 	 Die Verwendung von Leucht-, Reflex- und Sig­
nalfarben ist unzulässig. Das technische Zubehör 
von Werbeanlagen wie z. B. Leitungen, Trans­
formatoren usw. ist nicht sichtbar anzuordnen. 

2	 Ort der Anbringung 

2.1	 Werbeanlagen an der Stätte der Leistung sind in 
der Regel genehmigungsfrei, wenn die Vorschrif­
ten dieser Satzung eingehalten werden. Ragt eine 
Werbeanlage in den öffentlichen Verkehrsraum, 
so muss vor Anbringung ein Antrag auf Sonder­
nutzungserlaubnis beim Fachbereich D gestellt 
werden. 

2.2	 Werbeanlagen dürfen nicht auf Fassaden benach­
barter Gebäude übergreifen. Werbeanlagen sind 
an straßenseitigen Fassaden nur im Bereich des 
Erdgeschosses und bis zur Höhe der Fensterbrüs­
tung im 1. Obergeschoss zulässig. Die Mindest­
durchgangshöhe darf 2,50 m nicht unterschreiten. 

3 	 Beleuchtung von Werbeanlagen 

3.1	 Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blend­
frei sein. Lauf-, Wechsel Blinklichtschaltungen 
und Anlagen ähnlicher Bauart und Wirkung (hier­
zu zählen Gegenlichtanlagen, Wendeanlagen, 
Leitlichtanlagen, Digitalbildanlagen, Bild und 
Filmprojektionen, angestrahlte Werbeanlagen de­
ren Lichtfarbe und Lichtintensität wechselt, sowie 
Werbeanlagen mit bewegtem Licht) sind nicht zu­
lässig. 

3.2	 Unzulässig sind angestrahlte Werbeanlagen mit 
Ausnahme von weißlichem oder gelblichem 
Licht. 

4	 Winkelig zur Gebäudeseite verlaufende Werbean­
lagen 

Winkelig zur Gebäudefront anzubringende Wer-
beanlagen dürfen eine Ausladung von 1,2 m (inkl. 
Befestigung) nicht überschreiten. Am Ort der 
Leistung sind maximal 2 Werbeanlagen dieser Art 
zulässig. 
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5 	 Parallel zur Gebäudeseite verlaufende Werbean­
lagen 

5.1	 Für parallel zur Gebäudeseite verlaufende Werbe-
anlagen gilt: Es sind nur Einzelbuchstaben zuläs­
sig. Schriftzüge dürfen eine Höhe von 0,60 m 
nicht überschreiten. Ober- und Unterlängen der 
Einzelbuchstaben bleiben hierbei unberücksich­
tigt. In die Schriftzüge dürfen Warenzeichen ein­
bezogen werden. 

5.2 	 Die Werbeanlage einschließlich Beschriftungen, 
Zeichen und Symbole darf in ihrer Länge die 
Hälfte der Straßenfrontlänge des jeweiligen Ge­
bäudes, maximal jedoch 3,0 m, nicht überschrei­
ten. 

6	 Warenautomaten 

Warenautomaten dürfen nur an Gebäuden ange­
bracht werden, in denen Einzelhandelsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes untergebracht sind. 

§ 2 

Diese Satzung tritt mit Ablauf des Erscheinungstages des 
Amtsblattes für die Stadt Tönisvorst, in dem sie bekannt 
gemacht wird, in Kraft. 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 Satz 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des Gesetzes vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), in der z. Zt. geltenden 
Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor­
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be­
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor­

her beanstandet 
oder 

d)	 der Form -und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts­
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Bekanntmachungsanordnung
 
Die Satzung über örtliche Bauvorschriften zum Bebau­
ungsplan Tö-19a "Sanierung Ortskern St. Tönis – Südl.
 
Rathausplatz " wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 


Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 Abs. 
1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999, 
in der z. Zt. geltenden Fassung. 

Tönisvorst, den 06.01.2010 
Der Bürgermeister 
gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt Jhrg. 16/Nr. 2/S. 5 

Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über örtliche 
Bauvorschriften gemäß § 86 BauO NRW für den Be­
reich des Bebauungsplanes Tö-19b "Sanierung Orts­
kern St. Tönis – Nördl. Rathausplatz" im Stadtteil St. 
Tönis 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat aufgrund der §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NW S. 666(/SGV NW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des Gesetzes 
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), in der z. Zt. gelten­
den Fassung, in Verbindung mit § 86 der Bauordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - 
(BauO NRW) vom 01.03.2000 (GVBl. S. 256), in der z. 
Zt. geltenden Fassung in seiner Sitzung am 17.12.2009 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1

Örtliche Bauvorschriften textlicher Art 


Die bestehende Satzung über örtliche Bauvorschriften 
wird wie folgt geändert: 

"Werbeanlagen, Werbeautomaten" der bestehenden 
Satzung wird gestrichen und erhält folgende Fassung: 

Werbeanlagen und Warenautomaten 

1 	Allgemeine Vorschriften 

1.1 	 Werbeanlagen haben sich hinsichtlich der Gestal­
tung und der Maßstäblichkeit in die Architektur 
des Gebäudes und in das Ortsbild einzufügen. Sie 
müssen sich nach Größe und Gestaltung den 
Bauwerken unterordnen und dürfen gestalterisch 
wichtige Fassadengliederungen nicht verdecken 
oder in ihrer Wirkung beeinträchtigen. 

1.2	 Werbeanlagen, die ihrer Zweckbestimmung nicht 
mehr dienen, sind einschließlich aller Befesti­
gungsteile zu entfernen. 

1.3	 Schaufenster, sonstige Fenster und Glastüren 
dürfen maximal bis zu 30% zugeklebt, zugestri­
chen oder zugedeckt werden. 

1.4 	 Die Verwendung von Leucht-, Reflex- und Sig­
nalfarben ist unzulässig. Das technische Zubehör 
von Werbeanlagen wie z. B. Leitungen, Trans­
formatoren usw. ist nicht sichtbar anzuordnen. 

2	 Ort der Anbringung 

2.1	 Werbeanlagen an der Stätte der Leistung sind in 
der Regel genehmigungsfrei, wenn die Vorschrif­
ten dieser Satzung eingehalten werden. Ragt eine 
Werbeanlage in den öffentlichen Verkehrsraum, 
so muss vor Anbringung ein Antrag auf Sonder­
nutzungserlaubnis beim Fachbereich D gestellt 
werden. 
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2.2 Werbeanlagen dürfen nicht auf Fassaden benach- Hinweis: 
barter Gebäude übergreifen. Werbeanlagen sind 
an straßenseitigen Fassaden nur im Bereich des 
Erdgeschosses und bis zur Höhe der Fensterbrüs­
tung im 1. Obergeschoss zulässig. Die Mindest­
durchgangshöhe darf 2,50 m nicht unterschreiten. 

3 	 Beleuchtung von Werbeanlagen 

3.1	 Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blend­
frei sein. Lauf-, Wechsel Blinklichtschaltungen 
und Anlagen ähnlicher Bauart und Wirkung (hier­
zu zählen Gegenlichtanlagen, Wendeanlagen, 
Leitlichtanlagen, Digitalbildanlagen, Bild und 
Filmprojektionen, angestrahlte Werbeanlagen de­
ren Lichtfarbe und Lichtintensität wechselt, sowie 
Werbeanlagen mit bewegtem Licht) sind nicht zu­
lässig. 

3.2	 Unzulässig sind angestrahlte Werbeanlagen mit 
Ausnahme von weißlichem oder gelblichem 
Licht. 

4	 Winkelig zur Gebäudeseite verlaufende Werbean­
lagen 

Winkelig zur Gebäudefront anzubringende Wer-
beanlagen dürfen eine Ausladung von 1,2 m (inkl. 
Befestigung) nicht überschreiten. Am Ort der 
Leistung sind maximal 2 Werbeanlagen dieser Art 
zulässig. 

5 	 Parallel zur Gebäudeseite verlaufende Werbean­
lagen 

5.1	 Für parallel zur Gebäudeseite verlaufende Werbe-
anlagen gilt: Es sind nur Einzelbuchstaben zuläs­
sig. Schriftzüge dürfen eine Höhe von 0,60 m 
nicht überschreiten. Ober- und Unterlängen der 
Einzelbuchstaben bleiben hierbei unberücksich­
tigt. In die Schriftzüge dürfen Warenzeichen ein­
bezogen werden. 

5.2 	 Die Werbeanlage einschließlich Beschriftungen, 
Zeichen und Symbole darf in ihrer Länge die 
Hälfte der Straßenfrontlänge des jeweiligen Ge­
bäudes, maximal jedoch 3,0 m, nicht überschrei­
ten. 

6	 Warenautomaten 

Warenautomaten dürfen nur an Gebäuden ange­
bracht werden, in denen Einzelhandelsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes untergebracht sind. 

§ 2 

Diese Satzung tritt mit Ablauf des Erscheinungstages des 
Amtsblattes für die Stadt Tönisvorst, in dem sie bekannt 
gemacht wird, in Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 Satz 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des Gesetzes vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), in der z. Zt. geltenden 
Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor­
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be­
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor­

her beanstandet 
oder 

d)	 der Form -und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts­
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Bekanntmachungsanordnung
 
Die Satzung über örtliche Bauvorschriften zum Bebau­
ungsplan Tö-19b "Sanierung Ortskern St. Tönis – Nördl.
 
Rathausplatz " wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 


Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 Abs. 
1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999, 
in der z. Zt. geltenden Fassung. 

Tönisvorst, den 06.12.2010 
Der Bürgermeister  
gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt Jhrg. 16/Nr. 2/S. 6 

Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in
 
der Stadt Tönisvorst
 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 21.12.2009
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 
(GV.NRW. S.514) und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 
Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel II des Geset­
zes vom 11. Dezember 2007 (GV.NRW 2008 S.8), hat der 
Rat der Stadt Tönisvorst in seiner Sitzung am 17.12.2009 
folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Steuergegenstand 

Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Tö­
nisvorst veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
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1.	 Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 

2.	 Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher 
Art; 

3.	 Vorführungen von pornographischen und ähnlichen 
Filmen oder Bildern – auch in Kabinen-; 

4. 	 Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spiel­
klubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 

5.	 das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , 
Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 

a) 	 Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 

b) 	Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Ver­
eins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an 
anderen für jeden zugänglichen Orten. 

Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personal­
computer, die überwiegend zum individuellen Spielen 
oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder 
über das Internet verwendet werden. 

6. 	 die gezielte Einräumung der Gelegenheit zu sexuellen 
Vergnügungen in Bars-, Sauna-, FKK- und Swingerc­
lubs sowie ähnlichen Einrichtungen. 

§ 2 

Steuerfreie Veranstaltungen 


Steuerfrei sind 

1.	 Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmä­
ßige Veranstaltungen von Vereinen; 

2.	 Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen 
Parteien und Organisationen sowie von Religionsge­
meinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Orga­
ne; 

3.	 Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und 
unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützigen Zwe­
cken verwendet wird, wenn der Zweck bei der An­
meldung nach § 11 angegeben worden ist und der 
verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer er­
reicht; 

4.	 das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen 
von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und 
ähnlichen Veranstaltungen. 

§ 3 
Steuerschuldner 

Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung 
(Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 5 ist der Halter der 
Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 

II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 

§ 5 

Besteuerung nach Eintrittsgeldern
 

(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, 
so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintrittskarten oder 
sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als 
Eintrittskarten gelten, auszugeben 

(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise 
sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der Zugaben 
nach § 6 Abs. 2 am Eingang zu den Veranstaltungs­
räumen und an der Kasse in geeigneter Weise an für 
die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 11) hat der 
Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Aus­
weise, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden 
sollen, der Stadt Tönisvorst vorzulegen. 

(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen 
Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstaltung 
einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate 
lang aufzubewahren und der Stadt Tönisvorst auf Ver­
langen vorzulegen. 

(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Tö­
nisvorst binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, 
bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen mo­
natlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalen­
dermonats vorzulegen. 

§ 6 

Steuermaßstab und Steuersatz
 

(1) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen 
Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten (§ 
5) berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, 
wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte an­
gegebene Preis. 

(2) Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während 
oder nach der Veranstaltung für die Teilnahme erho­
ben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Be­
träge für Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben 
bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz. So­
fern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zuga­
ben nicht exakt ermittelt werden kann, legt die Stadt 
Tönisvorst den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Wür­
digung aller Umstände pauschal fest. 

(3) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises 
oder Entgelts. 

(4) Die Stadt	 Tönisvorst kann den Veranstalter vom 
Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskar­
ten und ihrer Preise befreien und den Steuerbetrag mit 
ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle 
besonders schwierig ist. 

§ 4 
entfällt ersatzlos 
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§ 7 
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtun­
gen beträgt die Steuer 6 v. H. des Spielumsatzes. 
Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten 
Spielbeträge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 

(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Tönisvorst spätestens 7 
Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei re­
gelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag des nach­
folgenden Monats abzugeben. 

(3) Die Stadt Tönisvorst kann den Veranstalter von dem 
Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn die­
ser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

§ 8 

Nach der Größe des benutzten Raumes
 

(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 und Nr. 6 
ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes 
zu erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die 
Größe des Raumes berechnet sich nach dem Flächen­
inhalt der für die Veranstaltung und die Teilnehmer 
bestimmten Räume einschließlich des Schankraumes, 
aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnli­
chen Nebenräumen. Entsprechendes gilt für Veranstal­
tungen im Freien. 

(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefan­
gene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche in ge­
schlossenen Räumen 2,00 Euro. Bei Veranstaltungen 
im Freien beträgt die Steuer 0,60 Euro je Veranstal­
tungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veran­
staltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst am Fol­
getag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung 
zu Grunde gelegt. 

(3) Die Stadt Tönisvorst kann den Steuerbetrag mit dem 
Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der 
Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 

§ 9 

Nach der Roheinnahme 


(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften 
der §§ 7, 8 und 10 festzusetzen ist, nach der Rohein­
nahme zu berechnen. Der Steuersatz beträgt 22 v. H. 
Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter 
gemäß § 6 Abs. 2 von den Teilnehmern erhobenen 
Entgelte. 

(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Tönisvorst spätes­
tens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. 
Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen 
sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben. 

(3) Die Stadt Tönisvorst kann den Veranstalter von dem 
Einzelnachweis der Höhe der Roheinnahme befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn die­
ser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

§ 10 

Nach dem Einspielergebnis bzw. 


der Anzahl der Apparate
 

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Ge­
schicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Appa­
raten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglich­
keit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne 
Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Als Einspiel­
ergebnis gilt die elektronisch gezählte Bruttokasse. 
Die elektronisch gezählte Bruttokasse errechnet sich 
aus der elektronisch gezählten Kasse zuzüglich Röh­
renentnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich Röhren­
nachfüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. 

Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Ka­
lendermonat bei der Aufstellung 

1.	 in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen 
(§ 1 Nr. 5 a) 

Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 
12 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
35 Euro 

2.	 in Gastwirtschaften und sonstigen Orten 
(§ 1 Nr. 5 b) bei 

Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 
10 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
25 Euro 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen 
Orten (§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit de­
nen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder 
Tiere dargestellt werden  
oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung 
des Krieges 
oder pornographische und die Würde des Men­
schen verletzende Praktiken zum Gegenstand ha­
ben

 200 Euro 

(2) Die Apparate mit Gewinnmöglichkeit 	müssen mit 
einem manipulationssicheren Zählwerk ausgestattet 
sein. Spielapparate mit einem manipulationssicheren 
Zählwerk sind Apparate, in deren Software manipula­
tionssichere Programme eingebaut sind, die die Daten 
lückenlos und fortlaufend ausweisen, die zur Ermitt­
lung der steuerlichen Bemessungsgrundlage nötig sind 
(Hersteller, Geräteart, Gerätetyp, Aufstellort, Geräte­
nummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Aus­
drucks, Datum der letzten Kassierung, Gesamtbetrag 
der eingesetzten Spielbeträge, elektronisch gezählte 
Kasse, Röhreninhalte, Auszahlungsquoten). 

(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit ist der Steuer­
schuldner verpflichtet, die Steuer selbst zu errechnen. 
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Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalenderviertel­
jahres ist der Stadt Tönisvorst eine Steueranmeldung 
nach amtlich vorgeschriebenem Muster einzureichen. 
Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen 
sind auf Anforderung nachträglich die den Steueran­
meldungen zu Grunde liegenden Zählwerkausdrucke 
für den jeweiligen Abrechnungszeitraum vorzulegen, 
die als Angaben mindestens die in Abs. 2 Satz 2 auf­
gelisteten Werte ausweisen.  

(4) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so 
gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Appara­
te mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an 
denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge aus­
gelöst werden können. 

(5) Apparate, an denen Spielmarken (Token, o.ä.) ausge­
worfen werden, gelten als Spielgeräte mit Gewinn­
möglichkeit, wenn die Spielmarken an diesen bzw. 
anderen Apparaten mit Gewinnmöglichkeiten einge­
setzt werden können oder eine Rücktauschmöglichkeit 
in Geld besteht oder sie gegen Sachgewinne einge­
tauscht werden können. Die Benutzung der Apparate 
durch Weiterspielmarken (Token) steht einer Benut­
zung durch Zahlung eines Entgeltes gleich. 

(6) Tritt im	 Laufe eines Kalendermonats an die Stelle 
eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die 
Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 

(7) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Appa­
rates vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsicht­
lich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort 
bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüg­
lich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der 
Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigenein­
gangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 
braucht nicht angezeigt zu werden 

III. Gemeinsame Bestimmungen 

§ 11 

Anmeldung und Sicherheitsleistung 


(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 4 und Nr. 6 
sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der 
Stadt Tönisvorst anzumelden. Bei unvorbereiteten und 
nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist die An­
meldung an dem auf die Veranstaltung folgenden 
Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich auf 
die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzu­
zeigen. 

(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig 
stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 – 3 ei­
nes Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine 
einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall kön­
nen abweichende Regelungen getroffen werden. 

(3) Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, eine Sicherheits­
leistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld 

zu verlangen. Bei mehreren geplanten Veranstaltun­
gen innerhalb eines Kalendermonats ist der Gesamtbe­
trag dieses Monats maßgebend. Die Sicherheitsleis­
tung beträgt im Falle des § 1 Nr. 4 mindestens 10.000 
Euro. 

§ 12 

Entstehung des Steueranspruches 


Der Vergnügungssteueranspruch entsteht im Falle des 
§ 10 mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 
Nr. 5 genannten Orten, ansonsten mit dem Abschluss 
der Veranstaltung. 

§ 13 

Festsetzung und Fälligkeit 


(1) Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer für ein­
zelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In 
diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalen­
dervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann auf 
Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 
15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. 

(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeit­
räume festgesetzt wird, ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 

(3) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist 
innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Steu­
erbescheides zu entrichten. 

§ 14 
Verspätungszuschlag 

Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtab­
gabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer Steuererklä­
rung (Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des § 
152 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fas­
sung. 

§ 15 
Steuerschätzung 

Soweit die Stadt Tönisvorst die Besteuerungsgrundlagen 
nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. 
Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 

§ 16 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 


Die Stadt Tönisvorst ist berechtigt, jederzeit zur Nachprü­
fung der Steueranmeldungen und zur Feststellung von 
Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, 
Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
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§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 in der jeweils geltenden 
Fassung, wer als Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig 
folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhan­
delt: 

1. § 5 Abs. 1:	 Ausgabe von Eintrittskarten 

2. § 5 Abs. 2:	 Hinweis auf die Eintrittspreise 

3.	 § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei der 
Anmeldung der Veranstaltung 

4.	 § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung des 
Nachweises über die ausgegebenen 
Eintrittskarten 

5. § 5 Abs. 5:	 Abrechnung der Eintrittskarten 

6. § 7 Abs. 2:	 Erklärung des Spielumsatzes 

7. § 9 Abs. 2:	 Erklärung der Roheinnahmen 

8.	 § 10 Abs. 3:  Einreichung der Steueranmeldung und 
der Zählwerkausdrucke 

9.	 § 10 Abs. 7: Anzeige der erstmaligen Aufstellung 
eines Spielapparates sowie  Änderung 
(Erhöhung) des Apparatebestandes 

10.	 § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und 
umgehende Anzeige von steuererhö­
henden Änderungen 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2010 in Kraft. 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der z.Zt. 
gültigen Fassung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor­
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 

der Stadt Tönisvorst (Vergnügungssteuersatzung)  vom
 
21.12.2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 Abs. 

1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst
 
vom 05.10.1999 in der z.Zt. gültigen Fassung.
 

Tönisvorst, den 21.12.2009
 

Im Auftrag: 

gez. 

Waßen 


Tönisvorster Amtsblatt Jhrg. 16/Nr. 2/S. 7 
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Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst 

Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-49 "Fasanenstraße/Laschenhütte", Stadtteil St. Tönis 
hier: Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat am 17.12.2009 die Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-49 "Fasanenstraße/Laschenhütte" 
gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der z. Zt. gelten­
den Fassung, in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NW, in der z.Zt. geltenden Fassung, als Satzung be­
schlossen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Tö-49 "Fasanenstraße/Laschenhütte" ist im nachstehenden Kartenausschnitt ge­
kennzeichnet. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Tö-49 "Fasanenstraße/Laschenhütte" tritt mit Ablauf des Erscheinungstages des Tönis­
vorster Amtsblattes, in dem diese Bekanntmachung veröffentlicht wird, in Kraft. 

Der Bebauungsplan Tö-49 "Fasanenstraße/Laschenhütte" wird einschließlich Begründung in der Abteilung Stadtplanung im
Verwaltungsgebäude Vorst, St. Töniser Str. 8, Zimmer 3 und 4, während der Öffnungszeiten (montags bis mittwochs von 
8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie freitags von 8.30 Uhr 
bis 12.00 Uhr) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes Tö-49 "Fasanenstra­
ße/Laschenhütte" und der dazugehörigen Begründung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
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Hinweise: 

1.	 Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen:
 Unbeachtlich werden 

1. 	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif­
ten, 

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau­
ungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich ge­
genüber der Stadt Tönisvorst unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

2.	 Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach kann der Entschädi­
gungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge­
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3.	 Nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NW. S. 666/SGV. NW. 2023), in der z. Zt. geltenden Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- o­
der Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit 
deren Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) dieser Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Tönisvorst vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor­

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Stadt Tönisvorst am 17.12.2009 als Satzung beschlossene Bebauungsplan Tö-49 "Fasanenstra­
ße/Laschenhütte", Ort und Zeit, in der der Bebauungsplan zur Einsichtnahme bereitgehalten wird und die aufgrund des Bauge­
setzbuches und der Gemeindeordnung NW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 15 Abs. 1 der Hauptsatzung 
der Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999, in der z. Zt. geltenden Fassung. 

Tönisvorst, den 06.01.2010 

gez. Goßen 
Bürgermeister 
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Einladung zu der 3. Sitzung des Rates der Stadt am 

Donnerstag, 28. Januar 2010, 18:00 Uhr,  

Rathaus St. Tönis, Sitzungssaal, Hochstraße 20 a, 

47918 Tönisvorst
 

Öffentlicher Teil
 

1.	 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
Beschlussfähigkeit des Rates 

2.	 Einwohnerfragestunde 

3.	 Schriftliche Einwendungen gegen den öffentli­
chen Teil der Niederschrift der letzten

 Sitzung 

4.	 Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung 

5.	 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsordnung 

5.1	 Antrag der CDU-Fraktion vom 08. 12.2009 
betreffend Umbesetzungen in Ausschüssen 

5.2 	 Antrag der UWT-Fraktion vom 13.01.2010 
betreffend Umbesetzungen in Ausschüssen 

5.3	 Antrag der FDP-Fraktion vom 03.12.2009 betref­
fend eine Stellungnahme der Stadt  
Tönisvorst zum Entwurf des Kreishaushaltes 

6.	 Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO 
NRW 

7. 	 Feststellung des Jahresabschlusses 2008 und 
Entlastung des Bürgermeisters 

8.	 X. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Tönis­
vorst vom 05.10.1999 

9. 	 Dritter Nachtrag vom ..... zur Geschäftsordnung 
für den Rat und die Ausschüsse der 
Stadt Tönisvorst vom 01.09.2000 

10. 	Beigeordnetenstelle 

11.	 Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushalts­
jahr 2010 

12.	 Behandlung des Jahresfehlbetrages 2008 

13. 	 Auswirkung über eine stufenweise Anhebung der 
Grundsteuer B 

14. 	Mitteilungen 

Nichtöffentlicher Teil 

15. 	 Schriftliche Einwendungen gegen den nichtöf­
fentlichen Teil der Niederschrift der  

 letzten Sitzung 

16. 	 Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung 

17.	 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsordnung 

18. 	 Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO 
NRW 

19.	 Abschluss eines Kooperationsvertrages zur Bil­
dung eines Pflegestützpunktes in

 Tönisvorst 

20.	 Grundstücksangelegenheiten 

21.	 Personalangelegenheiten 

22. 	Mitteilungen 

Tönisvorst, den 13. Januar 2010 

gez. 
Der Bürgermeister 
gez. Goßen 
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Impressum : 

Herausgeber:
 Stadt Tönisvorst, 

Der Bürgermeister 
Bahnstraße 15 
47918 Tönisvorst 
Tel.: 02151/999-174/167 

Erscheinungsweise:
Monatlich und zusätzlich bei Bedarf  
Auflage: 380 Exemplare  

Bezug:
Inklusive Versandkosten: 

Jahresabonnement 21,-- €
 
Einzelzustellung 1,-- €
 
zahlbar jährlich im voraus bzw. einzeln bei Bezug  


Bestellung und Kündigung:
jeweils beim Herausgeber 
Kündigung jeweils zum Jahresende,  
muß zum 31.10. beim Herausgeber vorliegen 

Verantwortlich für den Inhalt: 
Bürgermeister Thomas Goßen 

Druck: 
Hausdruckerei der Stadtverwaltung  

Einzeln abzuholen in den Auslegestellen: 

St. Tönis 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Bahnstr. 15 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Hospitalstr. 15 
Stadtbücherei im Rathaus St. Tönis, Hochstr. 20 a 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Hochstr. 28 
Stadtwerke Tönisvorst GmbH, Mühlenstr. 49 
Geschäftsstelle der Sparkasse Krefeld in St. Tönis, Ringstr. 1 
Volksbank Krefeld e.G., St. Tönis, Rathausplatz 7

Wichtiger Hinweis für Abonnenten: Das Amts- Deutsche Bank, Filiale Tönisvorst, Hochstraße 5 

blatt ist kostenlos und kann via E-Mail entspre- Altentagesstätte St. Tönis, Mertenshof, Kirchstr. 14 

chend kostenlos zugeschickt werden. So liegt sowie in allen Kindergärten der Stadt Tönisvorst, 

auch das Amtsblatt für Selbstabholer kostenlos zur Stadtteil St. Tönis 

Mitnahme in den Verwaltungsgebäuden aus (Aus-


Vorstlegestellen siehe rechte Spalte). Die Kostenpau-

Verwaltungsgebäude Vorst, St.Töniser Str. 8
schale für das Jahresabonnement umfasst ledig-
Altentagesstätte Vorst, Markt 3 lich das Porto. Wer das Amtsblatt via E-Mail erhal-
Geschäftsstelle der Sparkasse Krefeld in Vorst, Seulenstr. 5-9 

ten möchte: einfach an info@toenisvorst.de schrei-
Volksbank Krefeld e.G., Hauptstr. 6 

ben. Kindergarten Bruckner Str. 16 


Hiermit bestelle ich das	 Tönisvorster
 Amtsblatt 

in einer Zahl von  ________ Exemplaren im Jahresabonnement 

ab sofort  /  ab dem __________________ 

 dauerhaft (bei jährl. Kündigung) 
  für die Dauer nur 1 Jahres 

zum Jahresbezugspreis von 21,-- €.
An den 
Bürgermeister Tönisvorst, den ___________________   ___________________________________ 

(Unterschrift)  Fachbereich A
 
Abteilung Zentraler Service Zustellanschrift :
 

Bahnstraße 15 
 Name/Vorname : _________________________________________________ 
47918  Tönisvorst 

Straße : _________________________________________________ 

Ort  : _________________________________________________ 
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